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Gemeinde Lütjenwestedt  
 

 27.06.2019 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lütjenwestedt ist zu einer Sitzung am 

 
Mittwoch, den 10.07.2019, um 19:30 Uhr, 

im Dörpskrog, Schulstraße 12, 25585 Lütjenwestedt 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Flächennutzungsplan 
 

 

 

8 Antrag Theaterverein auf Übernahme der Banksicherheit 
 

 

 

9 Zuschussantrag des Theatervereins Lütjenwestedt e.V. 
 

 

 

10 Zuschussantrag TSV Gestaltung Trafostation 
 

 

 

11 Taxibons 
 

 

 

12 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Björn Baasch 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren  

für die Beseitigung von Abwasser aus  
Grundstückskläranlagen der Gemeinde Beringstedt 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Beringstedt vom 27.05.2019 folgende Satzung erlassen:  
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.  
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 
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(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 

 
 

§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
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§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 
 

Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  
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§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Be-
ringstedt vom 09.04.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Beringstedt, den 27.06.2019  
 
gez. 
 
Sönke Rohwer 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung  
über die Erhebung von Gebühren  

für die Beseitigung  
von Abwasser aus Grundstückskläranlagen  

der Gemeinde Gokels  
(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 

 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1.2.4 und 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), der 
§§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes in der zurzeit gültigen Fassung sowie der §§ 1 und 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 
1990, S. 545) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Gokels vom 
06.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 

§ 2  
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftrag-
ten regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bau-
artzulassung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine 
Entleerung oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer 
bzw. den Nutzungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zuläs-
sig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet 
ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelas-
senen Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen 
Anlagen die Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  
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d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsbe-
rechtigte des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhö-
henbestimmung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der 
Gemeinde vorlegt.  

(3) Technisch unbelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig 
entleert bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den 
Vorgaben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens 
jedoch jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben 
sind verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Ge-
meinde die Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erfor-
derlichen Durchführung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum 
von 5 Jahren zu erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht 
möglich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, 
dass bei der Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssig-
phase, bis auf 30 cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist 
fachlich und rechtlich nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder 
von einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  

es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder 
vollständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
rechtzeitig – mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der End-
abfuhr und Reinigung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge 
von Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Ge-
walt besteht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenann-
ten Gründe unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  

 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Woh-
nungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen oder Ge-
samtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentüme-
rinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-
samtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage bzw. der 
abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug und den Transport zur Behandlungs-
anlage in Höhe von 75,00 € erhoben.  

(3) Als Zusatzgebühr wird für die ordnungsgemäße Entsorgung ein Betrag von 6,00 € je m³ Ab-
wasser/Schlamm erhoben.  

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

 
§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 
 

Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind. 

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  

 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  
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(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Abgaben für die zentrale Abwasserbeseitigung der Gemeinde Gokels vom  25.09.2002 und die 
dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft 

 

Gokels, 27.06.2019  
 
gez.  
 
Heiko Hadenfeldt  
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Lütjenwestedt 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 

Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Lütjenwestedt vom 12.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.  
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.   
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(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Lütjen-
westedt vom 15.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Lütjenwestedt, 27.06.2019  
 
gez.  
 
Björn Baasch 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Seefeld 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 

Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Seefeld vom 12.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.  
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
 
 
 

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
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§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Seefeld 
vom 22.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Seefeld, 27.06.2019  
 
gez.  
 
Cathrin Hinrichsen 
(Bürgermeisterin)  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus  
Grundstückskläranlagen  

der Gemeinde Meezen 
(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 

 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Meezen vom 11.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  
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d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.  

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 
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(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 

 
§ 4 

Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 
 

(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
 

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

§ 7 
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Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Meezen 
vom 06.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Meezen, den 27.06.2019  
 
gez.  
Dietrich Ebeling  
(Bürgermeister)  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Entgeltordnung  
für die Sandgrube der Gemeinde Beringstedt 

 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003, S 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeindevertre-
tung vom 12.03.2019 folgende Benutzungs- und Entgeltordnung für die Sandgrube der Gemeinde 
Beringstedt erlassen: 
 
 

§ 1 
Allgemeine Grundsätze des Betriebes 

 
Betreiber der Sandgrube ist die Gemeinde Beringstedt. 

Die Sandgrube wird ausschließlich für Einwohner der Gemeinde Beringstedt vorgehalten.  

Der Sand der aus der Sandgrube entnommen wird, muss im Ort verbaut werden.   

Mit dem Zugang zur Sandgrube erkennt der Benutzer die Regelungen dieser Benutzungs-und 
Entgeltordnung an. 

Der Betreiber kann die Entnahme von Sand ablehnen, wenn der Benutzer die Vorschriften die-
ser Benutzungs- und Entgeltordnung nicht beachtet. 

 
 

§ 2 
Verhalten in der Sandgrube 

 
Die Sandgrube ist verschlossen. Benutzer haben sich den Schlüssel bei dem zuständigen Ge-
meindevertreter der Gemeinde Beringstedt abzuholen und ihn dort auch wieder abzugeben. 

Die Schlüsselausgabe erfolgt nur an Werktagen. Die Adresse und Schlüssel werden im Internet  
veröffentlich.  

Bei der Sandentnahme müssen zwei Personen anwesend sein. Die 2. Person hat sich stets im 
Sichtbereich der anderen Person aufzuhalten. 

Die für die Sandentnahme vorgeschriebenen Auflagen des Kreises Rendsburg-Eckernförde als 
untere Naturschutzbehörde sind vom Benutzer einzuhalten. Die vorgeschriebenen Auflagen sich 
beim dem zuständigen Gemeindevertreter vor Benutzung der Sandgrube zu erfragen. 

 
 

§ 3 
Haftung 

 
Wer die in § 2 genannten Auflagen nicht beachtet, handelt fahrlässig.  

Für Schäden, die der Benutzer auf dem Gelände der Sandgrube verursacht, haftet er gemäß den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

 
 

§ 4 
Entgeltspflicht und Höhe des Entgeltes 

 
Für die Entnahme von Sand wird ein Entgelt in Höhe von 3,00 EUR pro m3 erhoben. 

Die Ersten 10 m³  im Jahr sind kostenlos.  
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Die Entgeltspflicht entsteht, sobald der Benutzer den Sand entnommen hat.Dem Benutzer wird das 
zu entrichtende Entgelt vom Amt Mittelholstein in Rechnung gestellt. 
 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Benutzungs- und Entgeltordnung tritt am 01.07.2019 in Kraft. 
 
 
Beringstedt, den 27.06.2019 
 
gez.  
 
Sönke Rohwer 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Entgeltordnung  
für die Sandgrube der Gemeinde Mörel 

 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003, S 57) in der zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschluss der Gemeindevertre-
tung vom 12.03.2019 folgende Benutzungs- und Entgeltordnung für die Sandgrube der Gemeinde 
Mörel erlassen: 
 
 

§ 1 
Allgemeine Grundsätze des Betriebes 

 
Betreiber der Sandgrube ist die Gemeinde Mörel. 

Die Sandgrube wird ausschließlich für Einwohner der Gemeinde Mörel vorgehalten.  

Je Haushalt dürfen jährlich max. 50 m³ Sand entnommen werden. In begründeten Einzelfällen 
entscheidet der Bürgermeister über eine höhere Entnahmemenge.  

Mit dem Zugang zur Sandgrube erkennt der Benutzer die Regelungen dieser Benutzungs-und 
Entgeltordnung an. 

Der Betreiber kann die Entnahme von Sand ablehnen, wenn der Benutzer die Vorschriften die-
ser Benutzungs- und Entgeltordnung nicht beachtet. 
 
 

§ 2 
Verhalten in der Sandgrube 

 
Die Sandgrube ist verschlossen. Benutzer haben sich den Schlüssel bei dem Bürgermeister der 
Gemeinde Mörel abzuholen und ihn dort auch wieder abzugeben. 

Bei der Sandentnahme müssen zwei Personen anwesend sein. Die 2. Person hat sich stets im 
Sichtbereich der anderen Person aufzuhalten. 

Die für die Sandentnahme vorgeschriebenen Auflagen des Kreises Rendsburg-Eckernförde als 
untere Naturschutzbehörde sind vom Benutzer einzuhalten. Die vorgeschriebenen Auflagen sind 
beim Bürgermeister vor Benutzung der Sandgrube zu erfragen. 

 

 
§ 3 

Haftung 
 

Wer die in § 2 genannten Auflagen nicht beachtet, handelt fahrlässig. 

Für Schäden, die der Benutzer auf dem Gelände der Sandgrube verursacht, haftet er gemäß den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

 

§ 4 
Entgeltspflicht und Höhe des Entgeltes 

 
Für die Entnahme von Sand wird ein Entgelt in Höhe von 3,00 EUR pro m3 erhoben. 

Die Entgeltspflicht entsteht, sobald der Benutzer den Sand entnommen hat. 

Dem Benutzer wird das zu entrichtende Entgelt vom Amt Mittelholstein in Rechnung gestellt. 
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§ 5 

Inkrafttreten 

Diese Benutzungs- und Entgeltordnung tritt am 01.07.2019 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Entgeltordnung für die Sandgrube der Gemeinde Mörel vom 
02.05.2000 außer Kraft. 
 
 
Mörel, den 27.06.2019 
 
gez.  
 
Klaus-Peter Lucht 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung 
für die Kindertagesstätte 
der Gemeinde Osterstedt 

 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein vom 28.02.2003 (GVOBI. 2003 S. 
57), der §§ 1 und 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 
10.01.2005 (GVOBI. 2005 S. 27) und des § 10 der Satzung für die Kindertagesstätte Osterstedt 
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung  
Osterstedt vom 06.06.2019 folgende Satzung erlassen 
 

 
§ 1 

Höhe der Gebühren 
 

Die monatliche Gebühr für die jeweilige Betreuung beträgt: 
 

Betreuungszeit über 3-jährige Kinder unter 3-jährige Kinder 

07.30 – 12.30 Uhr Regelbetreuung 129,00 € 231,00 € 

07.30 – 12.30 Uhr Regelbetreuung 
2 Tage (nur U3) 

--- 92,40 € 

07.30 – 12.30 Uhr Regelbetreuung 
3 Tage (nur U3) 

--- 138,60 € 

12.30 – 13.30 Uhr Spätdienst 26,00 € 46,00 € 

12.30 – 13.30 Uhr Spätdienst 
2 Tage 

10,40 € 18,40 € 

12.30 – 13.30 Uhr Spätdienst 
3 Tage 

15,60 € 27,60 € 

Ferienbetreuung pro Woche 40,00 € 40,00 € 

spontane Nutzung 
des Spätdienstes 

3,00 € 4,00  

 
 

§ 2 
Einkommensabhängige Ermäßigung 

 
Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr nach den Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
für die Sozialstaffelregelung ermäßigt. Hierunter fallen Familien mit geringerem Einkommen und 
Familien, von denen mehrere Kinder gleichzeitig die Einrichtung besuchen. 
 
 

§ 3 
Entstehung der Gebühr 

 
(1) Für die Unterbringung eines Kindes in der Kindertagesstätte gilt grundsätzlich der Zeitraum 
vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des Folgejahres. Die Gebühr ist somit für ein volles Jahr = 
12 Monate zu entrichten.  

(2) Bei Aufnahme und Ausscheiden nach Beginn und vor Ende eines Monats wird der volle Mo-
natsbeitrag erhoben. 



494 
 

(3) Die Gebühr ist auch dann in voller Höhe weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder 
anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu vertreten hat, die Kindertagesstätte nicht besuchen 
kann. 

(4) Für Kinder, die drei Jahre alt werden, gelten die Ü3-Gebühren ab dem Monat des dritten Ge-
burtstages. 
 
 

§ 4 
Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Gebühr ist am 01. des laufenden Monats fällig. 
 
 

§ 5 
Datenverarbeitung 

 
Zur Durchführung dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen Da-
ten aus dem Einwohnermeldeamt und dem Steueramt durch die Gemeinde zulässig. Das Amt Mit-
telholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde darf sich diese 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Durch-
führung dieser Satzung weiterverarbeiten. 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührensatzung tritt zum 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung vom 
21.09.2018 außer Kraft. 
 
 
Osterstedt, den 07.06.2019 
 
gez.  
 
Johannes-Wilhelm Wittmaack 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus  
Grundstückskläranlagen  
der Gemeinde Ehndorf 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Ehndorf vom 18.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen.  
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
 
 

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
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§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Ehndorf 
vom 20.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Ehndorf, den 27.06.2019  
gez.  
Hauke Göttsch 
(Bürgermeister)  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus  
Grundstückskläranlagen  

der Gemeinde Grauel 
(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 

 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Grauel vom 17.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
  



501 
 

§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
 
 

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
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§ 7 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Grauel 
vom 16.04.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Grauel, den 27.06.2019  
gez.  
Friedrich Flügge 
(Bürgermeister)  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Heinkenborstel 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Heinkenborstel vom 18.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.  
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr). 

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.   
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(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Heinken-
borstel vom 10.04.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Heinkenborstel, den 27.06.2019  
 
gez.  
 
Holger Wichmann 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Jahrsdorf 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 

Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Jahrsdorf vom 20.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.   
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(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Jahrsdorf 
vom 12.04.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Jahrsdorf, den 27.06.2019  
 
gez.  
 
Klaus Bruhn 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachungen 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Mörel 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Mörel vom 19.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   



512 
 

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.   
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(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Mörel 
vom 12.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Mörel, den 27.06.2019  
 
gez.  
 
Klaus-Peter Lucht 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Nienborstel 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Nienborstel vom 20.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.   
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(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Nienbors-
tel vom 15.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Nienborstel, 27.06.2019  
 
gez.  
 
Holger Kühl 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachungen 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Padenstedt 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Padenstedt vom 20.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
 
 

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
  



522 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Pa-
denstedt vom 22.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Padenstedt, 27.06.2019  
 
gez. 
Carsten Bein 
(Bürgermeister)  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Remmels 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Remmels vom 25.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.   
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(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Remmels 
vom 13.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Remmels, den 27.06.2019  
 
gez.  
 
Hans-Günther Busch 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Tappendorf 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Tappendorf vom 26.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.   
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(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

  
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Tappen-
dorf vom 21.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Tappendorf, 27.06.2019  
 
gez.  
 
Kerstin Hattendorf-Selchow 
(Bürgermeisterin) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Todenbüttel 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
 

Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung (AO) für Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. 2003 S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI. 2003 S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27), 
der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. 1990, S. 545) jeweils in 
der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Todenbüttel vom 17.06.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.   
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(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  
es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
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§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
 
 

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
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§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Toden-
büttel vom 19.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

Todenbüttel, den 27.06.2019  
 
gez.  
 
Otto Harders 
Bürgermeister 


